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Die öffentliche Anhörung hat die folgenden Ge-
setzentwürfe zum Gegenstand:  

– „Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen 
Freistellung des Existenzminimums 2024“ 
(BT-Drucksache 20/11620) und  

– „Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung 
des Steuerrechts und zur Anpassung des Ein-
kommensteuertarifs (Steuerfortentwicklungs-
gesetz – SteFeG)“ (BT-Drucksache 
20/12778). 

Die folgende Stellungnahme bezieht sich dabei auf 
die Aspekte des SteFEG, wie im Rahmen der 
Wachstumsinitiative vereinbart wurden. Dies be-
trifft: 

– Reform der Sammelabschreibungen durch 
Einstieg in die Gruppen- bzw. Pool-Abschrei-
bung (Anhebung auf 5 000 Euro), 

– Fortführung der degressiven Abschreibung für 
im Zeitraum 2025 bis 2028 angeschaffte oder 
hergestellte bewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens (§ 7 Absatz 2 EStG) und 
Wiederanhebung auf das Zweieinhalbfache 
des bei der linearen Abschreibung in Betracht 
kommenden Prozentsatzes, höchstens 25 Pro-
zent, 

– Ausweitung der steuerlichen Forschungsförde-
rung. 

Diese Maßnahmen werden vor dem Hintergrund 
der konjunkturellen Lage, den strukturellen Her-
ausforderungen des Wirtschaftsstandort und den 
Gesamtwirkungen des Wachstumspaket eingeord-
net.  

Zur Einordnung der gesamtwirt-
schaftlichen Lage 

Die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands ist 
anhaltend schwach. Die reale Wirtschaftsleistung 
im zweiten Quartal 2024 entspricht nur wenig 
mehr als dem Niveau des Schlussquartals des 
Jahres 2019. Seit mehr als zwei Jahren gab es 
keinen nennenswerten Zuwachs des Bruttoin-
landsprodukts im Land. Die Industrie befindet sich 
in einer Rezession. Dies ist auf tiefgreifende ge-
samtwirtschaftliche Schocks, konjunkturelle 
Gründe und strukturelle Faktoren zurückzuführen.  

1.  Nach wie vor wirken die massiven Anstiege 
bei den Energiepreisen belastend auf die 
energieintensiven Unternehmen und drücken 
die Kaufkraft der privaten Haushalte. Die 
hohe Inflation der vergangenen Jahre hat er-
hebliche Zinssteigerungen notwendig ge-
macht, die nun die Nachfrage nach Investiti-
onsgütern und Bauleistungen massiv redu-
ziert haben. Trotz wieder steigender Realein-
kommen zieht die Konsumgüternachfrage 
nicht an. 

2.  Vor allem die privaten Ausrüstungsinvestitio-
nen entwickeln sich seit Jahren schwach und 
im laufenden Jahr 2024 deutlich rückläufig, 
was die Wettbewerbsposition der heimischen 
Wirtschaft mit Blick auf die Modernität des 
Kapitalstocks weiter schwächen wird. Dies 
hängt auch mit einer großen Verunsiche-
rung zusammen: Diese dämpft die Investiti-
onsbereitschaft der Unternehmen (vgl. bspw. 
Bachmann et al. 2013). Dabei ist die Verunsi-
cherung in großen Teilen durch das wirt-
schaftspolitische Umfeld getrieben. Der 

Stellungnahme  
zur öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am 7.10.2024 zum „Ent-
wurf eines Gesetzes zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums 
2024“ und zum „Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Steuer-
rechts und zur Anpassung des Einkommensteuertarifs (Steuerfortentwick-
lungsgesetz – SteFeG)“  
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„Economic Policy Uncertainty Index“ als ein 
etabliertes Maß in diesem Zusammenhang 
zeigt deutlich größere Ausschläge in Deutsch-
land gegenüber Europa und dem Rest der 
Welt. Bemerkenswert ist der neuerliche An-
stieg dieser Größe zum Jahreswechsel 
2023/24. Dieser koinzidiert mit der intensiven 
Debatte zur Haushaltsaufstellung in Folge des 
Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 
15.11.2023 zur Schuldenbremse. Die Unklar-
heit über die Finanzierung der weitreichenden 
Transformationsbedarfe (vgl. jüngst BDI 2024 
und Draghi 2024) ist seither groß. Auch die 
privaten Haushalte sind offenbar erheblich 
verunsichert: Zumindest ist die Sparquote zu-
letzt sichtbar gestiegen, was Ausdruck von 
Ungewissheit über die weitere Entwicklung 
ist. 

3.  Externe Faktoren bremsen zudem die wirt-
schaftliche Dynamik. Die konjunkturelle 
Schwäche Chinas und die schleppende Ent-
wicklung der Weltwirtschaft drücken insge-
samt auf die exportorientierte deutsche In-
dustrie. 

4.  Strukturell belasten angebotsseitige Fak-
toren das Wachstumspotenzial und -tempo. 
Schon jetzt ist ein Fachkräftemangel spürbar. 
Die (ggü. anderen Standorten) geringere 
Leistungsfähigkeit der öffentlichen Infrastruk-
tur reduziert die Effizienz privat eingesetzten 
Kapitals und senkt dessen Rentabilität; ver-
gleichsweise hohe Bürokratiekosten binden 
Kapazitäten (IMF 2024). Im Bereich der Tech-
nologieentwicklung nimmt die Konkurrenz aus 
anderen Wirtschaftsräumen zu – teils werden 
mit großen Programmen Industrie- und Inno-
vationspolitische Projekte angeschoben 
(Oxford Economics 2024). Entsprechend ver-
lagern sich Investitionsströme und FuE-
Schwerpunkte in andere Teile der Welt (vgl. 
Michelsen, Junker 2024a und Michelsen, Jun-
ker 2024b). 

Die wirtschaftlichen Aussichten haben sich im Jah-
resverlauf 2024 weiter eingetrübt. Die Prognosen 
für dieses und das kommende Jahr sind im Herbst 
überwiegend und deutlich nach unten korrigiert 
worden. Um die Binnennachfrage zu stärken und 
damit auch eine konjunkturelle Erholung einzulei-
ten, wäre eine expansive Ausrichtung der Finanz-
politik angemessen. Wesentliche strukturelle 

Probleme müssen durch deutlich höhere Investiti-
onen bzw. einen deutlich größeren Investitionsan-
teil im Haushalt angegangen werden. Um die pri-
vate Investitionsschwäche zu lösen, sind zusätzli-
che Investitionsanreize und verlässliche (politi-
sche) Rahmenbedingungen notwendig.  

Der Bundeshaushaltsplan 2025 sieht Gesamtaus-
gaben i.H.v. etwa 489 Mrd. Euro vor und liegt da-
mit in etwa auf dem nominalen Ausgabenniveau 
des Jahres 2024. Dabei werden die Spielräume 
der Konjunkturkomponente vollständig ausge-
schöpft. Real ist aufgrund der Preissteigerung von 
prognostizierten rund zwei Prozent im kommen-
den Jahr eine geringere Nachfrage der öffentli-
chen Hand zu erwarten. Die Finanzpolitik wirkt 
dementsprechend restriktiv. Der Anteil investiver 
Ausgaben steigt hingegen deutlich (10,2 Mrd. 
Euro ggü. 2024). Hierunter fallen allerdings auch 
die Aufwendungen für die Aktienrente (12,4 Mrd. 
Euro als finanzielle Transaktion) und militärische 
Anschaffungen, die gegenüber dem Vorjahr stabil 
sind. Unter dem Strich ist daher keine substanzi-
elle Ausweitung der Infrastrukturinvestitionen des 
Bundes geplant. Angesichts des hohen Investiti-
onsbedarfs und der zu geringen Investitionstätig-
keit ist dies bedauerlich. 

Zur Wirkung der Wachstumsinitia-
tive in Gänze 

Der schwachen wirtschaftliche Entwicklung soll 
mit zahlreichen Maßnahmen im Rahmen der 
„Wachstumsinitiative“ begegnet werden. Die Initi-
ative ist insgesamt zu befürworten, da darin we-
sentliche strukturelle Probleme adressiert werden. 
Diese betreffen primär die Angebotsseite. Zusätz-
liche Nachfrageseitige Impulse – insbesondere bei 
den Investitionen – wären angesichts der schwa-
chen konjunkturellen Entwicklung allerdings ange-
messen. 

Die Wirksamkeit der Wachstumsinitiative abzu-
schätzen ist komplex. Zahlreiche Instrumente 
greifen dabei ineinander. Gleichwohl können große 
Teile der geplanten Maßnahmen in gesamtwirt-
schaftliche Größen überführt und ihre Wirkung in 
Modellen evaluiert werden. Eine erste Berechnung 
möglicher Effekte wurde von Michelsen et al. 
(2024) vorgenommen. Die Analyse betrachtet die 
quantitativ bedeutsamsten Maßnahmen der 
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Initiative und berechnet in einem gesamtwirt-
schaftlichen Modell für Deutschland die direkten 
und indirekten Wirkungen. 

Die Maßnahmen können dabei in fünf Blöcken un-
terteilt werden: 

1.  Unter der Überschrift „Wettbewerbsfähigkeit 
stärken: Investitionen anreizen, Rahmenbe-
dingungen verbessern“ sind elf Maßnahmen 

zur Unterstützung privater Investitionen zu-
sammengefasst. Die bedeutsamsten sind die 
degressiven Abschreibungen, die Forschungs-
förderung und öffentliche Investitionen. Auch 
die Umsetzung der Pharmastrategie der Bun-
desregierung wird hierunter gefasst. Mit dem 
Abbau der kalten Progression werden die Ein-
kommen und damit auch die Investitions-
spielräume privater Haushalte gestärkt. 

2.  Mit dem Block „Unternehmerische Dynamik 
stärken: Unnötige Bürokratie abbauen“ sind 
acht Maßnahmen gebündelt, die größtenteils 
darauf abzielen, unternehmerische Ressour-
cen durch Bürokratieabbau freizumachen und 
an anderer Stelle produktiv einzusetzen. 

3.  Mit der „Dynamisierung durch bessere Ar-
beitsanreize und mehr Fachkräfte“ werden 
neun Maßnahmen formuliert, die Schwierig-
keiten durch Arbeits- und Fachkräftemangel 
reduzieren sollen. Dabei wird die Zuwande-
rung erleichtert und attraktiver gestaltet und 
zusätzliche Arbeit lohnender. 

4.  Unter der Überschrift „Ein leistungsfähiger Fi-
nanzstandort für eine starke Wirtschaft“ sind 
neun Maßnahmen gefasst, die die unterneh-
merischen Finanzierungsmöglichkeiten stär-
ken. 

5.  Die übrigen zwölf Maßnahmen sollen unter 
der Überschrift „Leistungsfähiger Energie-
markt für die Wirtschaft von morgen“ die 
Energieversorgung krisenfest machen und die 
Energiekosten senken. 

Für die Maßnahmen werden Abschätzungen zu 
deren Impulsen vorgenommen und diese in das 
gesamtwirtschaftliche Modell eingespeist. Die Im-
pulse werden dabei bewusst niedrig angesetzt, 
um eine vorsichtige Abschätzung der Effekte vor-
zunehmen. Auch wird wegen teils fehlender Kon-
kretisierung die Wirkung von nur knapp 30 der 49 
Maßnahmen modelliert. 

Beschäftigung: Zahlreiche Maßnahmen adressie-
ren das Arbeitsangebot – angesichts der demo-
grafischen Entwicklung und des anhaltenden 
Fachkräftemangels ein zentrales Maßnahmenpa-
ket, um das Wachstum zu stärken. Für bereits Be-
schäftigte soll Mehrarbeit einfacher möglich und 
lohnender sein (bei Überstunden, Prämien zur 
Ausweitung von Teilzeit), Arbeitsausfälle infolge 
von Krankheit sollen reduziert werden.  

Ein besseres Betreuungsangebot soll Eltern ent-
lasten und die arbeitshemmende Wirkung des 
Ehegattensplittings durch eine Neuregelung der 
Steuerklassen reduziert werden. Auch Transferbe-
zieher:innen sollen bei einer Ausweitung ihrer Ar-
beitszeit künftig mehr Netto vom Brutto erhalten 
(Abbau der Transferentzugsraten). Bezieher:innen 
von Bürgergeld werden stärker als bisher in die 
Pflicht genommen, zumutbare Arbeit anzunehmen 
und bei der Arbeitsaufnahme mitzuwirken. Ältere 
bekommen finanzielle Anreize zur Ausübung ihrer 
Tätigkeit auch über das Renteneintrittsalter hin-
aus. Für ausländische Arbeits- und Fachkräfte soll 
die Arbeitsaufnahme in Deutschland ermöglicht 
bzw. vereinfacht und teils durch steuerliche Vor-
teile attraktiver gestaltet werden. 

All dies könnte in deutlich mehr Beschäftigung 
münden. Über 100,000 zusätzliche Vollzeitarbeits-
verhältnisse wären bereits im kommenden Jahr 
möglich. Vor allem, weil fehlende Fachkräfte aus 
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dem Ausland gewonnen werden. Etwa 450,000 
zusätzliche Beschäftigungsverhältnisse könnten 
bis zum Jahr 2028 entstehen, wenn die Anreize 
für Mehrarbeit voll wirken. Neben konjunkturellen 
Effekten stellen sich damit auch beträchtliche 
Langfristeffekte ein: Das Potential der deutschen 
Wirtschaft wird von Jahr zu Jahr um zwei Zehntel 
ausgeweitet. 

Investitionen: Die Investitionsanreize, öffentli-
che Investitionen, aber auch „Mehr Brutto vom 
Netto“ bei den privaten Haushalten wirken vor al-
lem auf die Investitionstätigkeit. Die Ausweitung 
der degressiven Abschreibung und die Verbesse-
rung der Forschungszulage sind dabei die zentra-
len Instrumente.  

Mit zunehmender Dauer wirken auch einige der 
übrigen Maßnahmen, nicht zuletzt die oben be-
reits angesprochenen zur Verbesserung des Ar-
beitsangebots, die neben dem Arbeitseinsatz auch 
die Nachfrage nach zusätzlichem Kapital auswei-
ten. Positiv auf die Investitionen wirken auch die 
Maßnahmen zum Bürokratieabbau, die Verbesse-
rung der Finanzierungsbedingungen sowie die 
Entlastung bei den Energiekosten. Unter dem 
Strich entfalten die investitionsfördernden Maß-
nahmen, auch aufgrund ihrer positiven Auswir-
kungen auf das Potential, anhaltende Wirkung. 
Insgesamt könnten die Investitionen durch das 
Wachstumspaket um sechs Zehntel im kommen-
den Jahr zulegen. Dies steigt bis in das Jahr 2028 
auf rund 1,8 Prozent höhere Investitionen an. Die 
Maßnahmen der Wachstumsinitiative gehen auch 
hier sichtbar in die richtige Richtung. Der Schub 
reicht allerdings längst nicht aus, um die fehlen-
den Investitionen seit der Coronakrise zu kom-
pensieren, geschweige denn die Modernisierungs-
notwendigkeiten zu erfüllen. 

Konsum: Die erheblichen zusätzlichen Arbeitsein-
kommen werden   zu einem guten Teil konsumtiv 
verwendet: Der Zuwachs beim privaten Verbrauch 
geht, auch langfristig, vor allem hierauf zurück.  

Ferner trägt der Abbau der kalten Progression zu 
einem höheren Konsum bei. Dieser könnte im 
kommenden um 0,7 Prozent höher ausfallen und 
bis in das Jahr 2028 könnte es auf fast 1,5 Pro-
zent höheren Konsum hinauslaufen. Ein erhebli-
cher Teil der Konsumgüternachfrage dürfte dabei 
allerdings aus dem Ausland bedient werden. 

Bruttoinlandsprodukt: Die Wachstumsinitiative 
kann spürbare Wirkung entfalten – auch kurzfris-
tig. Wenn die Maßnahmen schnell angegangen 
werden, ist bereits im kommenden Jahr ein An-
kurbeln der Wirtschaftsleistung um 0,4 Prozent 
möglich. Vor allem aber birgt das Paket das Po-
tential, die Wachstumsperspektiven Deutschlands 
dauerhaft zu stärken. Viele Maßnahmen entfalten 
erst nach und nach ihre volle Wirkung und schie-
ben die Wirtschaft in den Folgejahren noch spür-
barer an. Die Wirtschaftsleistung im Jahr 2028 
könnte wegen des Wachstumspakets um knapp 
0,9 Prozent höher ausfallen. Insgesamt steigt mit 
dem Wachstumspaket das Produktionspotenzial 
an – jedes Jahr liegt es um weitere zwei Zehntel 
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höher als ohne die Wachstumsinitiative, im Jahr 
2028 somit um knapp 0,8 Prozent. Auch wegen 
seiner potenzialsteigernden Wirkung nimmt die 
gesamtwirtschaftliche Auslastung weniger stark 
zu als die Wirtschaftsleistung. Entsprechend ge-
ring fällt der Inflationsdruck aus. 

In den ersten öffentlichen Reaktionen wird dem 
Wachstumspaket für die deutsche Wirtschaft nur 
wenig Wirkung zugetraut. Eine detaillierte Be-
trachtung zeigt, dass mit konsequenter Umset-
zung, selbst bei vorsichtiger Einschätzung der Ein-
zelwirkung der Maßnahmen, substanzielle ge-
samtwirtschaftliche Effekte möglich sind. Das 
Wachstumspaket kann vor allem das Produktions-
potenzial stärken und wirkt somit nachhaltig. Es 
zielt auf zentrale strukturelle Schwächen des 
Standorts und der deutschen Wirtschaft ab. Von 
entscheidender Bedeutung ist die Umsetzung. 
Schon in den Verhandlungen zum Wachstums-
chancengesetz haben einige sinnvolle Maßnahmen 
keinen Konsens zwischen Bund und Ländern ge-
funden und wurden deshalb ersatzlos gestrichen. 
Es wäre im Sinne des Wirtschaftsstandorts wün-
schenswert, wenn schnell Einigkeit über die Um-
setzung der geplanten Maßnahmen der Wachs-
tumsinitiative hergestellt würde. 

Zur Umsetzung und Bedeutung ein-
zelner Maßnahmen der Wachstums-
initiative 

Die Wachstumsinitiative ist bereits in der Umset-
zung. Zahlreiche Maßnahmen sind schon im Ge-
setzgebungsverfahren oder wurden beschlossen. 
Hierunter fallen unter anderem auch die Maßnah-
men im Bereich der Abschreibungen, der For-
schungszulage und beim Abbau der kalten Pro-
gression, die Gegenstand dieser Anhörung sind. 

Im Bereich der Verfahrensbeschleunigungen und 
dem Bürokratieabbau hat das Kabinett Anfang 
September weitreichende Änderungen im Bauge-
setzbuch beschlossen. Substanzielle Vereinfa-
chungen wurden im Medizinforschungsgesetz für 
Gesundheitswirtschaft beschlossen. Die weitere 
Umsetzung der nationalen Pharmastrategie ist an-
gekündigt und industriepolitisch zu befürworten. 
Die von der Industrie befürwortete 1:1 Umset-
zung der CSRD-Richtlinie wurde im Juli vom Kabi-
nett beschlossen. Grundsätzlich kann mit dem Ab-
bau von Bürokratie eine große Entlastung bei Bür-
ger:innen und Unternehmen erreicht werden.  

Die besonders bedeutsamen Maßnahmen im Be-
reich der Erwerbsanreize sind an vielen Stellen 
ebenfalls schon Gegenstand der Kabinettsbera-
tung. So sind bspw. Veränderungen beim Bürger-
geld, der Rentenaufschubprämie, beim Befris-
tungsrecht oder die Ausweitung der Westbalkan-
regelung in Umsetzungsreife. Bereits verabschie-
det wurden das Kita-Qualitätsgesetz und Verände-
rungen beim Ehegattensplitting.  

Auch bei den Entlastungen der Unternehmen bei 
den Energiekosten sind die wichtigsten Maßnah-
men bereits in Umsetzung und dürften substanzi-
elle Entlastung mit sich bringen. Zudem stärken 
diese Maßnahmen die Planbarkeit bei den Ener-
giekosten. 

Kurzfristig sind die veränderte Abschrei-
bungsregeln und der Abbau der kalten Pro-
gression (+0,15% BIP im Jahr 2025) von großer 
Bedeutung. Verbesserte Abschreibungen wirken in 
der Regel schnell, da diese von den Unternehmen 
ohne weitere Vorgaben anwendbar sind. Für den 
Staat sind diese Maßnahmen über die lange Frist 
nahezu budgetneutral, da sich die Abschreibungen 
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nur auf der Zeitachse verschieben, nicht aber in 
ihrer Höhe verändern. Nachteilig ist allerdings die 
geringe Zielgenauigkeit: Alle ohnehin durchge-
führten Investitionen werden ebenfalls unter An-
wendung der veränderten Abschreibungsregeln 
behandelt, sodass große Mitnahmeeffekte entste-
hen. Es zeigt sich ein trade-off zwischen Schnel-
ligkeit und Genauigkeit der Maßnahmen (Michel-
sen et al. (2023)). Angesichts der schwachen In-
vestitionstätigkeit spricht aber vieles dafür, jetzt 
zu diesem Mittel zu greifen. Sowohl die Anhebung 
als auch zeitliche Ausweitung dieser Maßnahme ist 
deshalb aus konjunktureller und wachstumspoliti-
scher Perspektive zu befürworten. 

Dies gilt auch für den Abbau der kalten Progres-
sion, der vorgezogen wird und insbesondere bei 
den Haushalten in den mittleren Einkommensbe-
reichen die Kaufkraft stärkt. Auch dies wirkt kurz-
fristig konsumanregend und stützt zudem in be-
grenztem Umfang die Bauinvestitionen. Aus kon-
junktureller Sicht ist dies angesichts der Konsum-
schwäche durchaus positiv zu bewerten, wenn 
gleichzeitig Zuversicht und Sicherheit über die 
wirtschaftliche Lage vermittelt werden kann. Die 
Verunsicherung der Haushalte ist substanziell und 
bremst die Nachfrage. 

Mittelfristig dominieren vor allem die arbeits-
marktpolitischen Vorhaben. Diese wirken zwar 
auch schon im ersten Jahr (+0,2 Prozent BIP im 
Jahr 2025) – die Zweitrundeneffekte der zusätzli-
chen Beschäftigung auf Konsum und Investitions-
güternachfrage wirken aber erst nach und nach 
durch (+0,6 Prozent BIP im Jahr 2028). Auch wir-
ken dann allmählich Erleichterungen bei bürokra-
tischen Prozessen und verbesserte Finanzierungs-
bedingungen. 

Im Bereich der Investitionen schlagen dann auch 
die Veränderungen bei der Forschungszulage 
voll durch. Die weitere Anhebung der Bemes-
sungsgrundlage von 10 auf dann 12 Millionen 
Euro greift das ursprünglich im Wachstumschan-
cengesetz verfolgte Vorhaben erneut auf. Die vor 
Jahresfrist errechneten Wirkungen dürften mit 
sich deshalb nun mit entsprechender Verzögerung 
nun einstellen (Michelsen et al. (2023)). Danach 
schiebt die verbesserte Forschungszulage die In-
vestitionen in Forschung und Entwicklung um 
rund ein Prozent bis in das Jahr 2028 an. Diese 

Ausgaben stärken auch die die heimische Wert-
schöpfung in besonderem Maße, da FuE personal-
intensiv ist und einen entsprechend hohen Anteil 
heimischer Wertschöpfung beinhaltet. Zudem 
stärkt FuE das Produktionspotenzial in besonders 
großem Umfang. Die Ausgestaltung der For-
schungszulage zielt nach wie vor primär auf KMU 
und kleinere FuE-Vorhaben ab. Ein erheblicher Teil 
der FuE-Aufwendungen wird von Industrieunter-
nehmen erbracht, deren Projekte auch mit der ge-
planten Ausweitung der Bemessungsgrundlage 
weiterhin nur in geringem Umfang begünstigt 
werden dürften. Gleichwohl sind die formulierten 
Änderungen vor allem mit Blick auf die mittelfris-
tigen gesamtwirtschaftlichen Herausforderungen 
zu unterstützen. 
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